
Aktenzeichen: 2 AZR 207/94 
Bundesarbeitsgericht 2. Senat

I. Arbeitsgericht 
Köln

Urteil vom 10. November 1994
- 2 AZR 207/94 -
Urteil vom 19. März 1993
- 2 Ca 5359/92 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 24. November 1993
Köln - 7 Sa 804/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja 
Für das Bundesarchiv : Nein N..... '
EntscheidungsStichwort:

Auflösungsantrag des Arbeitgebers

Gesetz:
KSchG §§ 1, 9, 13

Leitsätze:
1. Zur Frage, ob die Wirksamkeit einer Kündigung von der Zu­
stimmung eines Dritten abhängig gemacht werden kann.
2. Beruft sich der Arbeitnehmer gegenüber einem Auflösungsan­
trag des Arbeitgebers nach § 9 KSchG auf eine Unwirksamkeit 
der Kündigung aus anderen Gründen als der Sozialwidrigkeit, 
so setzt dies voraus, daß die Unwirksamkeit Folge eines Ver­
stoßes gegen eine Schutznorm zu seinen Gunsten ist (Ergänzung 
zu BAG Urteil vom 29. Januar 1981 - 2 AZR 1055/78 - BAGE 35, 
30 = AP Nr. 6 zu § 9 KSchG 1969).
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2 AZR 207/94 
7 Sa 804/93 Köln

Verkündet am 10. November 1994
Im Namen des Volkes!

U r t e i l
Backes f
Reg.-OberSekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP-

2
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 10. November 1994 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Etzel, die Richter Bitter und Bröhl 
sowie die ehrenamtliche Richterin Frehse und den ehrenamtli­
chen Richter Frey für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Köln vom 24. November 1993 
- 7 Sa 804/93 - wird auf seine Kosten zurückge­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Der Kläger ist Beamter im Hessischen Schuldienst, war ab 
1. September 1991 beurlaubt und aufgrund schriftlichen Dienstver­
trages vom 21. März 1991 als Schulleiter bei dem beklagten Ver­
ein, der in Jeddah (Saudi-Arabien) eine Deutsche Schule unter­
hält, die von der Bundesrepublik finanziert wird (rund 100 Schü­
ler meist deutscher Eltern, 18 Lehrer), als Schulleiter tätig.
Das Monatsgehalt des Klägers betrug rund 15.000,- DM. Der Beklag­
te hat seinen Sitz in Jeddah und Rechtsfähigkeit gemäß § 23 BGB; 
die Vorstandsmitglieder wohnen in Jeddah. Der Dienstvertrag des 
Klägers war bis zum 31. August 1993 befristet, soll jedoch nach 
dem Vortrag des Klägers im November 1991 bis zum 31. August 1994 
verlängert worden sein. Der Vertrag war vorzeitig kündbar, die 
Kündigung sollte der Schriftform bedürfen und zu begründen sein; 
ferner war die Wirksamkeit der Kündigungserklärung abhängig von 
der Zustimmung der deutschen Auslandsvertretung. Insofern heißt 
es in Ziff. 7.6 des Dienstvertrages, der auf einem Formular des
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Bundesverwaltungsamtes - Zentralstelle für das Auslandsschulwe­
sen - beruht, auszugsweise wie folgt:

"Die Wirksamkeit der Kündigungserklärung ist ab­
hängig von der Zustimmung der Auslandsvertretung. 
Ohne die Prüfung der Kündigungsgründe im einzel­
nen wird die Auslandsvertretung die Zustimmung 
dann erteilen, wenn das Vertrauensverhältnis zwi­
schen den Vertragspartnern so erschüttert ist, 
daß eine sinnvolle Zusammenarbeit im Sinne der 
auswärtigen Kulturpolitik nicht mehr möglich er­
scheint und ein dringendes öffentliches Interesse 
nicht entgegensteht."

Aufgrund verschiedener Vorfälle, u. a. wegen privat geführ­
ter Telefongespräche, hat der Beklagte den Kläger mit Schreiben 
vom 7. und 19. Mai 1992 abgemahnt und alsdann mit Schreiben vom 
28. Juni 1992 zum 30. September 1992 gekündigt; dieser Kündigung 
hat der Generalkonsul in Jeddah mit Schreiben vom 30. Juni 1992 
zugestimmt. Dieses Schreiben hat der Kläger am selben Tage erhal­
ten. Mit Schreiben vom 30. September 1992 hat der Beklagte nach 
vorheriger Zustimmung des Generalkonsuls vorsorglich erneut 
fristlos und hilfsweise fristgemäß zum 31. Dezember 1992 gekün­
digt .

Der Kläger hat mit seiner Klage geltend gemacht, die Kündi­
gungen seien sozial ungerechtfertigt; außerdem sei die erste Kün­
digung mangels vorheriger Zustimmung des Generalkonsuls unwirk­
sam.

Der Kläger hat ursprünglich beantragt

festzustellen, daß das Anstellungsverhältnis zwi­
schen den Parteien weder durch die Kündigung laut 
Schreiben vom 28. Juni 1992 zum 30. September
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1992 noch durch die Kündigung vom 30. September 
1992 aufgelöst worden ist.

Der Beklagte hat Klageabweisung und hilfsweise beantragt,

das Arbeitsverhältnis aufzulösen und ihn, den Be­
klagten, zur Zahlung einer angemessenen Abfindung 
zu verurteilen.

Der Kläger hat sich gegen diesen Auflösungsantrag gewandt.

Der Beklagte hat sich auf die im Kündigungsschreiben und in 
den Abmahnungen vom 7. und 19. Mai 1992 genannten Kündigungsgrün­
de berufen; außerdem seien weitere Kündigungsgründe hinzugetre­
ten: Der Kläger habe das Schultelefon privat benutzt, aber diese 
Gespräche bei der Abrechnung nicht als solche angegeben, was erst 
später bekannt geworden sei; unter dem 3. Juli 1992 habe der Klä­
ger - dies ist unstreitig - den Vorstandsmitgliedern N und
L geschrieben, er teile ihnen mit, daß er Strafanzeige
gegen sie vor einem ordentlichen deutschen Gericht stelle wegen 
Verleumdung, BerufStandsschädigung und Rufmord, wobei im Vertei­
ler aufgeführt war: Generalkonsul H , Vorstand D

Jeddah, Auswärtiges Amt Bonn, Bundesverwaltungsamt 
Köln, Botschafter B , Deutsche Botschaft und "Saudi Arbeitge­
ber" . Damit habe der Kläger eine weitere Zusammenarbeit mit dem 
Vorstand unzumutbar gemacht, auch wenn er tatsächlich die Anzeige 
nicht erstattet und das Schreiben nur dem Generalkonsul zur 
Kenntnis gegeben habe. Mit einem weiteren Schreiben vom 11. Sep­
tember 1992 habe er sich an die Eltern gewandt und gegen den Vor­
stand polemisiert; am 13. September 1992 habe eine außerordentli­
che Mitgliederversammlung in Jeddah stattgefunden, auf der der
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Kläger versucht habe, eine Absetzung des Vorstandes zu erreichen. 
Mit Schreiben vom 15. September 1992 hätten sich zahlreiche El­
tern über den Kläger beim Hessischen Kultusminister und beim Bun­
des außenmini ster beschwert. Am 20. September 1992 sei der Kläger 
in der Telefonangelegenheit zuletzt angehört worden und die dor­
tigen Erklärungen des Klägers seien schließlich Anlaß für die 
Kündigung vom 30. September 1992 geworden.

Das Arbeitsgericht hat festgestellt, daß das Arbeitsverhält­
nis der Parteien weder durch die vom Beklagten mit Schreiben vom 
28. Juni 1992 zum 30. September 1992, noch durch die mit Schrei­
ben vom 30. September 1992 ausgesprochene Kündigung fristlos be­
endet worden sei, sondern bis zum 31. Dezember 1992 unverändert 
fortbestanden habe; im übrigen hat es die Klage - auch wegen 
eines früher verfolgten Weiterbeschäftigungsanspruchs und weite­
rer Zahlungsansprüche - abgewiesen. Auf die vom Kläger eingelegte 
Berufung und die Anschlußberufung des Beklagten hat das Landesar­
beitsgericht, was die Kündigung vom 28. Juni 1992 und die außer­
ordentliche Kündigung vom 30. September 1992 angeht, im gleichen 
Sinne entschieden, jedoch auf den Antrag der Beklagten das Ar­
beitsverhältnis der Parteien zum 30. September 1992 gegen Zahlung 
einer Abfindung von 15.000,- DM aufgelöst und die weitergehenden 
Berufungen zurückgewiesen. Hiergegen richtet sich die Revision 
des Klägers, der den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses er­
strebt .

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  ;

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Die Entschei-
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dung des Landesarbeitsgerichts, das Arbeitsverhältnis auf Antrag 
des Beklagten gemäß § 9 KSchG zum 30. September 1992 aufzulösen, 
ist zumindest im Ergebnis richtig.

I. Das Landesarbeitsgericht hat seine Entscheidung im wesentli­
chen wie folgt begründet: Die Kündigung vom 28. Juni 1992 sei 
nach § 1 Abs. 2 KSchG sozial ungerechtfertigt, weil die Kündi­
gungsgründe, die bereits Gegenstand der Abmahnungen vom 7. und 
19. Mai 1992 gewesen seien, hierdurch verbraucht seien. Im übri­
gen enthalte das Kündigungsschreiben keine weiteren kündigungs­
rechtlich erheblichen Umstände, die danach eingetreten seien. Da 
nach dem Dienstvertrag eine Kündigung der Schriftform bedürfe und 
zu begründen sei, könne sich der Beklagte auf weitere als im Kün­
digungsschreiben genannte Gründe nicht berufen. Im übrigen seien 
die Kündigungsvorwürfe des Beklagten - unkorrekte Verhaltenswei­
sen bei der Telefonnutzung, Mißbrauch der Vorgesetztenstellung, 
Hingabe ungedeckter Schecks - zu unbestimmt. Auch die fristlose 
Kündigung des Beklagten vom 30. September 1992 sei rechtsunwirk­
sam. Selbst wenn man hinsichtlich der Angaben des Klägers zu den 
Telefonabrechnungen von einem wichtigen Grund im Sinne des § 626 
BGB ausgehe, so sei es dem Beklagten, nachdem bereits am 24. Mai 
1992 das Vorstandsmitglied L mit dem Kläger die Tele­
fonrechnungen durchgegangen sei, und alsdann vier Monate verstri­
chen seien, nicht unzumutbar, den Kläger bis zum Ablauf der Kün­
digungsfrist am 31. Dezember 1992 fortzubeschäftigen.

Dagegen sei der Auflösungsantrag des Beklagten begründet, 
weil aufgrund des Schreibens vom 3. Juli 1992 unter Ankündigung
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einer Strafanzeige eine den Betriebszwecken dienliche weitere Zu­
sammenarbeit zwischen den Parteien nicht zu erwarten sei. Dieses 
Schreiben habe der Vorstand des Beklagten als Versuch auffassen 
müssen, ihn einzuschüchtern und unter Druck zu setzen. Daran än­
dere auch nichts, daß der Kläger letztlich nicht die Absicht ge­
habt habe, eine Strafanzeige zu erstatten, dies auch nicht getan 
und eine Kopie lediglich dem Generalkonsul geschickt habe. Die 
Position des Klägers beim Beklagten vertrage es nicht, bei Aus­
einandersetzungen den Repräsentanten des Arbeitgebers mit einer 
Strafanzeige zu drohen; eine solche Drohung führe zu einem Zer­
würfnis, das eine gedeihliche Zusammenarbeit verhindere. Die An­
kündigung der Strafanzeige könne auch nicht als adäquates Mittel 
zur Verteidigung gegen falsche Anschuldigungen gelten, ohne daß 
es noch darauf ankomme, ob der Kläger auch versucht habe, eine 
Absetzung des amtierenden Vorstandes herbeizuführen und ob die 
Beschwerden der Eltern über den Kläger begründet seien.

Dem Auflösungsausspruch stehe auch nicht entgegen, daß die 
Auslandsvertretung die Kündigung vom 28. Juni 1992 erst nachträg­
lich genehmigt habe. Die Auslegung der fraglichen Vertragsbestim­
mung ergebe nämlich, daß nicht eine vorherige, sondern nachträg­
liche Zustimmung gefordert werde. Da das Arbeitsverhältnis bis 
zum 30. September 1992 13 Monate bestanden habe, der Kläger ande­
rerseits die Möglichkeit habe, in den Hessischen Schuldienst zu­
rückzukehren, sei eine Abfindung in Höhe eines Monatsgehalts an­
gemessen. Die vorsorglich fristgemäße Kündigung des Beklagten vom 
30. September 1992 zum 31. Dezember 1992 sei demgemäß gegen-

-  8 -

standslos.
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II. Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts zur Unwirksamkeit 
der Kündigungen vom 28. Juni und 30. September 1992 ist mit 
Rechtsmitteln nicht angegriffen und deshalb für den Senat ver­
bindlich. Der Auflösungsantrag des Beklagten war auch gemäß § 9 
KSchG statthaft (nachfolgend zu 1 und 2) und sachlich begründet 
(nachfolgend zu 3 und 4).

1. Dem Kläger könnte es schon deshalb verwehrt sein, sich auf 
die Unwirksamkeit der Kündigung aus anderen Gründen als der Sozi­
alwidrigkeit zwecks Abwehr des Auflösungsantrages des Beklagten 
zu berufen (im Anschluß an die Rechtsprechung des Bundesarbeits­
gerichts, Urteile vom 9. Oktober 1979 - 6 AZR 1059/77 - BAGE 32, 
122 = AP Nr. 4 zu § 9 KSchG 1969 und vom 29. Januar 1981 - 2 AZR 
1055/78 - BAGE 35, 30 = AP Nr. 6, aaO), wenn die Klausel in Ziff. 
7.6 des Dienstvertrages, auf deren Nichteinhaltung er sich man­
gels vorheriger Zustimmung zur Kündigung seitens des Generalkon­
sulats stützt, rechtlich unwirksam wäre mit der Folge, daß die 
Kündigung vom 28. Juni 1992 von der vertraglich ausbedungenen Zu­
stimmung der Auslandsvertretung völlig unabhängig wäre.

Rechtliche Bedenken gegen diese Klausel bestehen insoweit, 
als die Zustimmungsbedürftigkeit einer arbeitsrechtlichen Kündi­
gung als Wirksamkeitsvoraussetzung rechtsgeschäftlichen Handelns 
grundsätzlich nur durch Gesetz, wie z. B. in §§ 9 MuSchG, 15, 21 
SchwbG, 103 BetrVG bestimmt werden kann. Es ist zweifelhaft, ob 
die privatautonome Gestaltung von Rechtsverhältnissen es erlaubt, 
daß der Einzelne sich bindet, ein Rechtsgeschäft nur mit Zustim­
mung eines anderen rechtswirksam vorzunehmen (verneinend: Flume, 
Allgemeiner Teil des BGB II, § 54, 2, S. 886; RGRK-Steffen, BGB,
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12. Aufl., § 182 Rz 3; Soergel/Leptien, BGB, 12. Aufl., vor 
§ 182 Rz 5; Staudinger/Dilcher, BGB, 12. Aufl., § 182 Rz 7; siehe 
auch Senatsurteil vom 28. April 1994 - 2 AZR 730/93 - zur Veröf­
fentlichung in der Fachpresse bestimmt, zu IV 1 und 2 der Grün­
de) . Wo ein Zustimmungserfordernis durch Rechtsgeschäft begründet 
werden soll, könnte es sich in Wirklichkeit um eine Bedingung 
handeln. Aus Gründen der Rechtsklarheit ist die Kündigung im Ar­
beitsverhältnis jedoch grundsätzlich bedingungsfeindlich, mit 
Ausnahme der sogenannten Potestativbedingungen, wenn also der 
Eintritt der Bedingung vom Willen des Kündigungsempfängers ab­
hängt (vgl. BAG Urteil vom 27. Juni 1968 - 2 AZR 329/67 - AP 
Nr. 1 zu § 626 BGB Bedingung, mit zust. Anm. A. Hueck; allg. Mei­
nung vgl. etwa KR-Wolf, 3. Aufl., Grunds. Rz 270 f.; KR-Rost,
3. Aufl., § 2 KSchG Rz 15; Stahlhacke/Preis, Kündigung und Kündi­
gungsschutz im Arbeitsverhältnis, 5. Aufl., Rz 134, 135). Unzu­
lässig ist eine Bedingung insbesondere dann, wenn der Eintritt 
der Bedingung ungewiß ist und für den Kündigenden wie den Gekün­
digten eine ungewisse Lage entsteht. Dies könnte zunächst einmal 
im Hinblick darauf gelten, ob mit der fraglichen Klausel sowohl 
eine vorherige wie auch eine nachträgliche Zustimmungsmöglichkeit 
vereinbart sein sollte. Diese Ungewißheit wird schon durch die 
Prozeßstandpunkte der Parteien dokumentiert.

Geht man wie der Beklagte und ihm folgend das Landesarbeits­
gericht von einer nachträglichen Zustimmungsmöglichkeit aus, so 
war außerdem sowohl für den Kläger wie auch für den Beklagten vor 
Zugang des Genehmigungsschreibens des Generalkonsulates völlig 
ungewiß, ob die Kündigung Bestand haben sollte. Diese Klarheit 
ist schon für die Einhaltung der Klagefrist (§§ 13, 4 KSchG), für
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Reaktionsmöglichkeiten im Zusammenhang mit § 628 BGB usw. von un­
abdingbarer Bedeutung. Für den Fall der außerordentlichen Kündi­
gung bestehen zusätzliche Bedenken, weil das Recht zu deren Aus­
spruch nicht eingeschränkt oder abbedungen werden kann (BAG Ur­
teil vom 6. November 1956 - 3 AZR 42/55 - BAGE 3, 168 = AP Nr. 14 
zu § 626 BGB; siehe zum Ganzen auch Kramer, Kündigungsvereinba­
rungen im Arbeitsvertrag, Diss. 1994, S. 62, 63).

Letztlich braucht hierauf nicht abgestellt zu werden. Denn 
selbst wenn man annimmt, das Zustimmungserfordernis zugunsten der 
Auslandsvertretung sei hier wirksam vereinbart, ändert sich am 
Ergebnis nichts.

2. Dem Kläger ist es nämlich verwehrt, im Falle der Unwirksam­
keit der Kündigung mangels Zustimmung der Auslandsvertretung sich 
dies im Hinblick auf den vom Beklagten gestellten Auflösungsan­
trag nach § 9 KSchG zunutze zu machen. Das Bundesarbeitsgericht 
(Urteile vom 9. Oktober 1979 - 6 AZR 1059/77 - und vom 29. Januar 
1981 -, jeweils aaO) hat bisher dem Arbeitgeber einen Auflösungs­
anspruch von vornherein abgesprochen, wenn die Kündigung unabhän­
gig von der Sozialwidrigkeit bereits aus anderen Gründen unwirk­
sam war, weil die Lösungsmöglichkeit nach § 9 KSchG für den Ar­
beitgeber eine Vergünstigung bedeute, die nur in Betracht komme, 
wenn eine Kündigung "nur" sozialwidrig und nicht auch aus anderen 
Gründen nichtig sei. Dem liegt die Überlegung zugrunde, daß der 
Arbeitnehmer den Streitgegenstand bestimmen, also festlegen 
könne, er berufe sich nur auf die Nichtigkeit der Kündigung aus 
anderen Gründen, sodaß dann ein Auflösungsantrag des Arbeitgebers
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unzweifelhaft nicht in Betracht kommt (vgl. KR-Becker, 3. Aufl.,
§ 9 KSchG Rz 26). Infrage kamen dann aber immer nur andere spezi­
elle Vorschriften zum Schutze des Arbeitnehmers, z. B. § 9 
MuSchG, §§ 15, 21 SchwbG oder §§ 103 BetrVG, 15 KSchG. Dem Ar­
beitnehmer sollte nicht verwehrt sein, neben der Sozialwidrigkeit 
auch geltend zu machen - gegebenenfalls sogar außerhalb der Drei­
wochenfrist (§ 4 KSchG) -, die Kündigung scheitere z. B. an der 
fehlenden Zustimmung des Gewerbeaufsichtsamtes, der Hauptfürsor­
gestelle oder des Betriebsrats. Es handelte sich also immer um 
zusätzliche "Schutzbarrieren" für den Arbeitnehmer.

Der Zweck der Nr. 7.6 des Dienstvertrages bestand indessen 
nicht darin, dem Kläger einen zusätzlichen Schutz zu verschaffen, 
sondern der Auslandsvertretung wegen des Auslandschuldienstes 
aufgrund öffentlichen Interesses ein Vetorecht einzuräumen, wenn 
z. B. die Kündigung seitens eines örtlichen Schulträgers der aus­
wärtigen Kulturpolitik entgegenstand (Nr. 7.6 Satz 2). Das belegt 
zusätzlich die Tatsache, daß die genannte Klausel nicht auf Ver­
langen des Klägers oder des Beklagten, also der Vertragsparteien, 
sondern im Interesse des Bundesverwaltungsamtes in dem von ihm 
herausgegebenen Vertragsformular verankert wurde. Die Revision 
zeigt auch nicht auf, inwiefern es gerade dem Interesse des Klä­
gers entsprach, ihn im Falle der Kündigung durch deren Zustim­
mungsbedürftigkeit seitens der Auslandsvertretung zu schützen. 
Greift also der Schutzzweck der Norm nicht zu Gunsten des Klägers 
ein, so ist bei dieser Sachlage nicht einzusehen, daß die Vergün­
stigung eines Auflösungsantrages nach § 9 KSchG dem Arbeitgeber 
bei sozialwidriger Kündigung verwehrt werden soll.
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3. Eine sozialwidrige ordentliche Kündigung als Voraussetzung 
für den Auflösungsantrag liegt vor: Die ordentliche Kündigung vom 
28. Juni 1992 ist nach der Entscheidung des Landesarbeitsge­
richts, die nicht mit einem Anschlußrechtsmittel angegriffen wor­
den ist, sozial ungerechtfertigt. Daß daneben noch eine außeror­
dentliche Kündigung am 30. September 1992 ausgesprochen worden 
und ebenfalls laut Urteil des Landesarbeitsgerichts unwirksam 
ist, steht dem nicht entgegen, obwohl sonst bei außerordentlicher 
Kündigung ein Auflösungsantrag des Arbeitgebers wegen § 13 Abs. 1 
KSchG nicht in Betracht kommt (vgl. den ähnlichen Fall BAG Urteil 
vom 26. Oktober 1979 - 7 AZR 752/77 - AP Nr. 5 zu § 9 KSchG 
1969) .

4. Entgegen der Meinung der Revision hat das Landesarbeitsge­
richt auch nicht die Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 Satz 2 KSchG 
verkannt.

a) Bei der Subsumtion des festgestellten Sachverhalts unter 
diese Vorschrift handelt es sich um die Anwendung eines unbe­
stimmten Rechtsbegriffs, die nur beschränkt revisibel ist. Das 
Revisionsgericht kann - ebenso wie bei anderen unbestimmten 
Rechtsbegriffen - nur nachprüfen, ob die Voraussetzungen des § 9 
KSchG erfüllt sind und ob die dort verwendeten Begriffe verkannt 
sind und ob das Berufungsgericht bei der Prüfung des vorgetrage­
nen Auflösungsgrundes alle wesentlichen Umstände vollständig und 
widerspruchsfrei berücksichtigt und gewürdigt hat (vgl. u. a. BAG 
Urteil vom 26. November 1981 - 2 AZR 509/79 - BAGE 37, 135, 140 = 
AP Nr. 8 zu § 9 KSchG 1969, zu II 3 a der Gründe).
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b) Unter Berücksichtigung dieses eingeschränkten Beurteilungs­
spielraums läßt das angefochtene Urteil keinen Rechtsfehler er­
kennen. Die Revision rügt, das Landesarbeitsgericht habe verab­
säumt, sich mit den Gründen, welche den Kläger zu seinem Schrei­
ben vom 3. Juli 1992 bewogen hätten, detailliert auseinanderzu­
setzen; es habe stattdessen sich mit der Feststellung begnügt, 
die Ankündigung einer Strafanzeige sei kein adäquates Mittel zur 
Verteidigung gegen falsche Anschuldigungen; diese Aussage des 
Landesarbeitsgerichts sei rechtsirrig. Inwiefern der Kläger tat­
sächlich in Wahrnehmung berechtigter Interessen gehandelt und 
deshalb zur Ankündigung der Strafanzeige berechtigt gewesen sei, 
zeigt die Revision indessen nicht auf; die angeblich vorliegenden 
Gründe für das Verhalten des Klägers werden nicht erläutert. Ge­
rade die unstreitige Ankündigung des Klägers, das Schreiben vom 
3. Juli 1992 an die Vorstandsmitglieder des beklagten Vereins 
einem großen Kreis von angeblich Beteiligten, vom Generalkonsul 
angefangen bis zu "Saudi Arbeitgebern" zugänglich zu machen, be­
legt, daß es dem Kläger nicht mehr nur um die Wahrnehmung berech­
tigter Interessen, sondern darum ging, den Beklagten allseits un­
möglich, d. h. "fertig" zu machen. Ein Rechtfertigungsgrund 
- zumal in der Position des Klägers, worauf das Landesarbeitsge­
richt zutreffend hinweist -, ist insofern nicht ersichtlich. Dem­
nach ist es nicht zu beanstanden, wenn das Berufungsgericht ange­
nommen hat, bei dieser Sachlage sei eine den Betriebszwecken 
dienliche Zusammenarbeit nicht mehr zu erwarten.

Etzel Bitter Bröhl
Frehse Frey

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	2

	3

	4

	5

	6

	7

	8

	9

	10

	11

	13


